— für den Landkreis Großes Werder — 


Nr. 23 


Bekanntmachungen des Landratsamtes 
und des Kreisausſchuſſes. 


Nr. 1. 


Verſammlungen und Umzüge unter freiem 


Himmel. i 
Es wird darauf hingewieſen, daß das vom Senat un⸗ 
ter dem 15. April 1932 erlaſſene Verbot von Umzügen 
und Verſammlungen politiſchen Charakters unter freiem 
Himmel — veröffentlicht im Kreisblatt Nr. 16 — nach 
wie vor in Geltung iſt. | 
Die Ortsbehörden werden um ortsübliche Bekannt⸗ 
gabe erſucht. 
Tiegenhof, den 4. Juni 1932. 
Der Landrat. 


Nr. 2. | — 
Rechtsverordnung 
zur Regelung der äußeren Angelegenheiten der Volks⸗ 
ſchulen. 


Vom 13. 5. 1932. 
Auf Grund von § 1 Ziff. 1 des Ermächtigungsge⸗ 
ſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird hiermit 
folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
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l. Die Beſtimmungen der Schulordnung für die 
Elementarſchulen der Provinz Oſt⸗ und Weſtpreußen 
vom 11. 12. 1845 (G. S. 1846 S. 1) und der Inſtruktion 
vom 26. 6. 1811 über die Schuldeputationen werden 
hiermit aufgehoben und durch die nachfolgenden Vor⸗ 
ſchriften erſetzt. 

II. Desgleichen wird aufgehoben das Preußiſche Ge⸗ 
ſetz vom 26. 5. 1887 (G. Bl. S. 175) ſowie die Dienſt⸗ 
9.35155 für Schulvorſtände vom 28. 7. 1930 (St. A. 

351); 


III. Unberührt bleiben die auf dem Gebiet des Schul⸗ 
weſens noch geltenden Beſtimmungen des Allgemeinen 
Landrechts, insbeſondere behalten die Schulen die ihnen 
beigelegten Rechte. 

I. Schulvorſtand. 
a 8 2. 

Die Volksſchule als Rechtsperſönlichkeit wird in den 
Orten, in denen keine Schuldeputation beſteht, durch den 
Schulvorſtand vertreten. 
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1. Der Schulvorſtand beſteht: 
1. aus dem Schulrat als Vorſitzenden, 
2. aus den Gemeindevorſtehern der zum Bezirk der 
Schule gehörigen politiſchen Gemeinden, 
. aus einer nach Maßgabe des 8 5 feſtzuſetzenden Zahl 
von zu wählenden Einwohnern, 
. aus dem zuſtändigen Geiſtlichen, i 
.aus den Schulleitern (Rektoren, Hauptlehrern, erſten 
oder alleinigen Lehrern) der vom Schulvorſtand ver⸗ 
tretenen Schulen. 

II. Der Stellvertreter des Vorſitzenden hat in deſſen 
Abweſenheit die gleichen Befugniſſe wie der Vorſitzende. 


St 0 


8 4. 

Der Schulrat ernennt in der Regel den dienſtälteſten 
Schulleiter der durch den Schulvorſtand vertretenen 
Schulen oder in beſonders begründeten Fällen ein ande⸗ 


r 
Neuteich, den 8. Juni 


wohner feſt. 
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res ihm geeignet erſcheinendes Mitglied des Schulvor— 
ſtandes zu ſeinem Stellvertreter. Die Ernennung erfolgt 
jedesmal zum 1. April auf die Dauer eines Jahres und 
verlängert ſich ſtillſchweigend um ein weiteres Jahr, 
en feine andere Perſon bis zum 1. März ernannt 
wird. s | 


8 5. 

1. Die Wahl der in 8 3 Ziff. 3 genannten Einwohner 
erfolgt durch die Gemeindevertretung für die Wahldauer 
der Gemeindevertretung möglichſt nach dem Verhältnis⸗ 
wahlrecht. Die Gewählten bedürfen der Beſtätigung 
des Landrats. Lehnt der Landrat die Beſtätigung der 
Wahl in demſelben Erledigungsfall zum zweiten Mal 
ab, ſo wird die erledigte Stelle durch den Landrat be⸗ 
ſetzt. Die Wahl gilt als beſtätigt, wenn die Nichtbeſtäti⸗ 
gung nicht innerhalb von 2 Monaten ausgeſprochen iſt. 

II. Es ſollen vornehmlich Einwohner gewählt werden, 
die ſchulpflichtige Kinder in die durch den Schulvorſtand 
vertretenen Schulen ſchicken. Gehört nur eine Gemeinde 
zum Bezirk der Schule, fo beträgt die Zahl der zu wäh⸗ 
lenden Einwohner mindeſtens zwei, höchſtens vier, ge- 
hören mehrere Gemeinden zur Schule, jo ſoll jede Ge- 
meinde, wenn die Zahl der zur Schule gehörenden Haus⸗ 
haltungen mindeſtens zehn beträgt, durch 1 oder 2 Ein⸗ 
wohner im Schulvorſtand vertreten ſein. Im Streit⸗ 
falle ſetzt der Senat die Zahl der zu wählenden Ein⸗ 


III. Die Gewählten behalten ihr Amt, bis die von der 
neu gewählten Gemeindevertretung vorgenommene Neu⸗ 
wahl beſtätigt iſt. Sie können ihr Amt durch Erklärung 
gegenüber dem Vorſitzenden auch früher niederlegen 
Im Falle der vorzeitigen Beendigung der Mitgliedſchaft 
hat unverzüglich Erſatzwahl zu erfolgen. 


§ 6. 

Der zuſtändige Geiſtliche (8 3 Ziff. 4) iſt bei Kon⸗ 
feſſionsſchulen der dienſtälteſte Geiſtliche des Pfarr⸗ 
ſprengels, in dem die Schule liegt. Bei Simultanſchulen 
ſind die beteiligten dienſtälteſten Geiſtlichen beider Kon⸗ 
feſſionen zuſtändig. Erſtreckt ſich der Schulbezirk über 
mehrere Pfarrſprengel derſelben Konfeſſion, ſo iſt nur 
der dienſtälteſte Geiſtliche des Pfarrſprengels zuſtändig, 
in dem die Schule liegt. 


8 | 

Wenn der Schulleiter der von dem Schulvorſtand ver- 
tretenen Schulen bereits auf Grund ſeiner (etwaigen) 
Eigenſchaft als Gemeindevorſteher oder gewählter Ein⸗ 
wohner ($ 3 Ziff. 2 und 3) dem Schulvorſtande ange⸗ 
hört, ſo tritt an ſeine Stelle ein anderer vom Schulrat 
zu beſtellender Lehrer der durch den Schulvorſtand ver- 
tretenen Schulen. Die Vorſchrift findet keine Anwen⸗ 
dung, wenn der Schulleiter der einzige Lehrer an ſeiner 
Schule iſt. 


8 8. 
1. An Stelle des nach S 6 zuſtändigen Geiſtlichen 
kann mit Zuſtimmung des Senats ein anderer Geiſt⸗ 
licher, an Stelle des Schulleiters (8 3 Ziff. 5) mit Zu- 
ſtimmung des Schulrats ein anderer Lehrer treten. 

II. Eine Vertretung in der Mitgliedſchaft im Schul⸗ 
vorſtande iſt unzuläſſig. 

III. Sit das Amt des Gemeindevorſtehers nicht be- 
ſetzt oder iſt der Gemeindevorſteher auf längere Zeit 
in der Ausübung ſeines Amtes verhindert, ſo tritt 
an ſeine Stelle der geſetzlich berufene Vertreter. 

IV. Iſt das Amt des dem Schulvorſtand angehören⸗ 
den Geiſtlichen oder Schulleiters nicht beſetzt oder ſind 


dieſe auf längere Zeit an der Ausübung ihres Amtes 
verhindert, ſo tritt an ihre Stelle der ihn vertretende 
Geiſtliche oder Schulleiter. 


§ 9. 

1. Ausländer können nicht Mitglied des Schulvorſtan⸗ 
des ſein. Doch kann der Senat bei den Perſonen, die 
kraft ihres Amtes dem Schulvorſtand angehören, Aus⸗ 
nahmen zulaſſen, wenn wichtige Gründe vorliegen. 

II. Die gewählten Mitglieder des Schulvorſtandes 
ſind von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter 
bei Antritt ihres Amtes zur treuen und gewiſſenhaften 
Führung ihres Amtes durch Handſchlag an Eidesſtatt 
zu verpflichten. Sie können vom Senat bei Begehen 
einer ſtrafbaren Handlung oder ſonſtiger grober Pflicht⸗ 
verletzung ihres Amtes enthoben werden. 

III. Die Vorſchrift des $ 89 Abſ. 3 der Landgemein⸗ 
deordnung findet entſprechende Anwendung. 


80: 

J. Für jede Schule iſt eine Schulkaſſe einzurichten. 

Ii. Der Schulvorſtand wählt aus ſeiner Mitte oder 
aus den Lehrern der von ihnen vertretenen Schulen auf 
die Wahldauer der nach § 5 gewählten Einwohner 
den Verwalter der Schulkaſſe. Der Schulrat bedarf zur 
Annahme der Wahl der Genehmigung des Senats. 
§ 5 Abi. 1, Satz 2 bis 4 findet Anwendung. 

III. Die Geſchäftsführung des Schulkaſſenverwalters 
wird durch eine beſondere Dienſtanweiſung geregelt. Er 
iſt von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter bei 
Antritt ſeines Amtes zur treuen und gewiſſenhaften 
Führung des Amtes durch Handſchlag an Eidesſtatt 
zu verpflichten. 

IV. Der Schulkaſſenverwalter kann vom Senat bei 
Begehen einer ſtrafbaren Handlung oder ſonſtiger gro⸗ 
ber Pflichtverletzung ſeines Amtes enthoben werden. 

Sort. 

1. Sind in einer Gemeinde mehrere Schulen vor⸗ 
handen, ſo beſchließt die Gemeindevertretung, ob für ſie 
ein gemeinſamer Schulvorſtand zu beſtellen iſt. Sind an 
der Unterhaltung der Schule noch andere Gemeinden 
beteiligt, ſo haben auch deren Gemeindevertretungen 
darüber zu beſchließen. Faſſen die Gemeindevertretun⸗ 


gen entgegengeſetzte Beſchlüſſe, ſo entſcheidet über die 


Einrichtung eines gemeinſamen oder getrennter Schul⸗ 
vorſtände der Senat. i 

II. Es iſt zuläſſig, daß für Schulen, die in verſchie⸗ 
denen Gemeinden liegen, durch Beſchluß aller beteilig⸗ 
ten Gemeindevertretungen ein gemeinſamer Schulvor⸗ 
ſtand beſtellt wird. 

III. Bei Wahl eines gemeinſamen Schulvorſtandes für 
mehrere Schulen iſt auf konfeſſionelle Minderheiten im 
Verhältnis ihrer Stärke Rückſicht zu nehmen. Ihm ge⸗ 
hören die zuſtändigen Geiſtlichen beider Konfeſſionen 
an. Sind nur Konfeſſionsſchulen einer Konfeſſion betei⸗ 
ligt, ſo gehört nur der Geiſtliche der betreffenden Kon⸗ 
feſſion dem Schulvorſtand an. 

I Die in dieſem Paragraphen erwähnten Beſchlüſſe 
der Gemeindevertretungen bedürfen der Genehmigung 
des Senats. 


§ 12. 

1. Der Schulvorſtand faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stim⸗ 
menmehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. 8 

II. Geſetzwidrige Beſchlüſſe des Schulvorſtandes ſind 
von dem Vorſitzenden innerhalb 2 Wochen zu beanſtan⸗ 
den und dem Landrat zur Entſcheidung vorzulegen. 

5 135 

1. Die Sitzungen des Schulvorſtandes ſind nicht öf⸗ 
fentlich und ſeine Verhandlungen ſind als vertraulich 
zu betrachten. 

II. Die Sitzungen des Schulvorſtandes werden durch 
den Vorſitzenden oder ſeinen Stellvertreter berufen. Die 
Berufung muß auf Antrag von mindeſtens ein Drit⸗ 
tel der ſtimmberechtigten Mitglieder des Schulvorſtan⸗ 
des erfolgen. 

III. Der Schulrat iſt zu jeder Sitzung einzuladen. 

IV. Der Schulvorſtand iſt beſchlußfähig, wenn mehr 
als die Hälfte der ſtimmberechtigten Mitglieder anwe⸗ 
ſend iſt. Iſt oder wird eine Sitzung nicht beſchlußfähig, 
ſo iſt für die in ihr nicht erledigten Punkte der Tages⸗ 
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ordnung eine neue Sitzung ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen bteſchlußfähig. Hierauf iſt in der Ein⸗ 
ladung zu dieſer Sitzung 5 hinzuweiſen. 


8 14. 

1. Die Beſchlüſſe des Schulvorſtandes ſind ſchriftlich 
in einem dazu beſtimmten Buch feſtzulegen und von dem 
Vorſitzenden und einem von ihm zu beſtimmenden wei⸗ 
teren Mitglied zu unterſchreiben. 

11. Der Vorſitzende hat die Beſchlüſſe des Schulvor⸗ 
ſtandes auszuführen, falls er ſie nicht beanſtandet. Er 
R. den Schulvorſtand gerichtlich und außergericht⸗ 
ich. 


8 

J. Dem Schulvorſtand liegt nach Maßgabe der beſte⸗ 
henden geſetzlichen Beſtimmungen die Verwaltung und 
Pflege der äußeren Angelegenheiten der Schule ob. 
Auch ſoll er für regelmäßigen Schulbeſuch der Schul⸗ 
kinder mit Sorge tragen. 

II. In inneren Angelegenheiten ſtehen ihm keine Be⸗ 
fugniſſe zu. 

III. Bei Einführung neuer feſtangeſtellter Lehrer und 
bei ſonſtigen Schulfeierlichkeiten iſt er einzuladen. 

1775 5 16. 

I. Der Schulvorſtand hat auch das Vermögen der 
Schule unbeſchadet des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes zu 
verwalten. Zu dem Vermögen der Schule gehören ins⸗ 
beſondere die im Eigentum der Schule befindlichen 
Grundſtücke, die ihr zuſtehenden Rechte an Grundſtük⸗ 
ken und die Nutznießung an Grundſtücken, die dem 
Schulzweck gewidmet ſind. 

II. Bei der Verwaltung der Grundſtücke iſt auf eine 
ordnungsmäßige Inſtandhaltung der zu dieſen gehören 
den Gebäude, Umzäunungen uſw. ſowie des dazu gehör⸗ 
renden Inventars zu achten. N 

III. Verfügungen über die in Abſ. 1 genannten 
Grundſtücke, Vermietungen oder, Verpachtungen dieſer 
Grundſtücke erfolgen unbeſchadet der Rechte des Eigen⸗ 
tümers durch den Schulvorſtand und bedürfen der Ge⸗ 
nehmigung des Senats. Ebenſo bedarf der Schulvor⸗ 
ſtand der Genehmigung des Senats bei Aufnahme von 
Darlehen ſowie Erhebung von Klagen, es ſei denn, 
daß die Klage ſich gegen den Staat richtet. 

IV. Ueber die Rechtsverhältniſſe der Schulen iſt von 
dem Landrat nach Anhörung aller Beteiligten eine Ma⸗ 
trikel aufzuſtellen und dem Senat zur Beſtätigung ein⸗ 
zureichen. 


V. Auf gerichtliche Zwangsvollſtreckungen wegen 


Geldforderungen gegen die Schulen findet die Vorſchrift 


des § 33 Ziff. 4 des Zuſtändigkeitsgeſetzes mit der 
Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des Kreisausſchuſ⸗ 
ſes der Senat tritt. 15 5 


8 
1. Der Schulvorſtand verwaltet die von den Schul⸗ 
unterhaltungspflichtigen durch den Haushaltsplan der 

Schule bewilligten Mittel im Rahmen des Haushalts⸗ 

planes ſelbſtändig unter Verantwortung gegenüber den 

Aufſichtsbehörden. Ueber den im Haushaltsplan für 

Lehr⸗ und Lernmittel, Schreibmaterial und Portoausla⸗ 

gen ſowie Jugendpflege und Wandertage vorgeſehenen 

Betrag verfügt der Schulleiter ſelbſtändig. 

II. Für die Aufſtellung des Haushaltsplanes der 

Schule gelten folgende Beſtimmungen: 

1. Der Schulvorſtand hat den Haushaltsplan für das 
kommende Rechnungsjahr dem Landrat bis zu dem 
feſtgeſetzten Termin in dreifacher Ausfertigung einzu⸗ 
reichen. Der Landrat ſtellt den Haushaltsplan feſt und 
ſendet ihn an den Schulvorſtand zurück. Der Schul⸗ 
vorſtand überſendet den Haushaltsplan den an der 
Unterhaltung der Schule beteiligten Gemeinden zwecks 
Bereitſtellung der Mittel. Die Gemeinden ſtellen 
den auf ſie entfallenden Anteil in ihren Haushalts⸗ 
plan ein. Im Falle ihrer Weigerung, die Mittel 
in den Haushaltsplan einzuſtellen, finden die Vor⸗ 
ſchriften über die Zwangsetatiſierung Anwendung. 

2. Die Gemeindevertretung iſt nicht berechtigt, Aende⸗ 
rungen an den einzelnen Stellen des Haushaltsplanes 
der Schule vorzunehmen. Ihrer Beſchlußfaſſung un⸗ 
terliegt nur die Geſamtſumme der vom Schulhaus⸗ 
haltsplan geforderten Schulabgaben der Gemeinde. 


§ 18. 

1. Der Schulvorſtand hat die nach dem Haushaltsplan 
auf die Schulunterhaltungspflichtigen entfallenden 
Schulbeiträge von den Verpflichteten anzufordern. Die 
Rechtsmittel des 8 46 des Zuſtändigkeitsgeſetzes ſind 
gegen dieſe Anforderung nur gegeben, wenn der Ver⸗ 
pflichtete ein anderer iſt als eine zum Bezirk der Schule 
gehörige Gemeinde. i 5 925 

Ii. Der Schulvorſtand kann auch außerplanmäßige 
Beiträge oder ſonſtige Leiſtungen von den Verpflichteten 
anfordern, wenn der Landrat die Notwendigkeit der zu 
leiſtenden Ausgaben anerkennt. Gegen dieſe Anforde⸗ 
rung ſind die Rechtsmittel des § 46 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes gegeben. i 

8 19. 

J. Für die Leiſtungen für Bauten, die aus den im 
Schulhaushaltsplan vorgeſehenen Mitteln nicht beſtrit⸗ 
ten werden können, finden die Vorſchriften des § 47 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes Anwendung. 

II. Entſteht zwiſchen der Schulaufſichtsbehörde und 
dem Schulvorſtand eine Meinungsverſchiedenheit über 
die Bauten, die aus den Schulhaushaltsmitteln beſtrit⸗ 
ten werden können, ſo hat der Senat die Anordnung 
aus 8 47 des Zuſtändigkeitsgeſetzes gegen den Schul⸗ 
vorſtand zu richten. Das Rechtsmittel des S 47 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes iſt in dieſem Fall gegen die An⸗ 
ordnung nicht gegeben. 


Der Senat kann dem Schulvorſtand in den Fällen, 
in denen er nach dem bisherigen Recht dazu befugt 
war, einen Vertreter beſtellen, der auf Anweiſung des 
Senats handelt. 

II. Schuldeputation. 
N 8.2, 

I. In Städten und mit Genehmigung des Senats auch 
in Landgemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern 
wird aͤn Stelle eines Schulvorſtandes eine Schuldepu⸗ 
tation für die Volksſchulen dieſer Gemeinden gebildet. 

II. Die Schuldeputation iſt auch zuſtändig für die im 
Bezirk der Gemeinde befindlichen Mittelſchulen. 

III. Die Vertretung der Volksſchule als beſondere 
Rechtsperſönlichkeit erfolgt in den Orten, die eine Schul⸗ 
deputation beſitzen, durch den Gemeindevorſtand. 

8 22. 

1. Die Schuldeputation beſteht aus: 

1. ein bis drei Mitgliedern des Gemeindevorſtandes: 

2. aus der gleichen Anzahl von Schulleitern oder Leh⸗ 
rern der Volks⸗ oder Mittelſchulen, die nicht Mit⸗ 
glieder der Gemeindevertretung ſein ſollen; 

3. aus der gleichen Anzahl von Mitgliedern der Ge- 
meindevertretung; 

4. aus dem von der Kirchenbehörde zu ernennenden 
evangeliſchen und katholiſchen Geiſtlichen der Stadt⸗ 
oder Landgemeinde. Bei Behinderung vertritt ihn 
ſein kirchenamtlicher Vertreter. 

II. Ferner gehört der Schuldeputation ohne Stimm⸗ 
recht der zuſtändige Schulrat an. Durch Gemeinde— 
beſchluß können noch andere Perſonen ohne Stimmrecht 
zum Mitglied beſtellt werden. 

8 23. 

1. Die in S 22 zu Ziff. 1 genannten Perſonen werden 
nach Maßgabe des zuſtändigen Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetzes beſtimmt. 

II. Die in $ 22 zu 3. genannten Perſonen werden 
von der Gemeindevertretung für die Wahldauer der 
Gemeindevertretung möglichſt nach dem Verhältniswahl⸗ 
recht gewählt. 

III. Die in Abſ. 1 und Il genannten Mitglieder wäh⸗ 
len die in §S 22 zu Ziff. 2 genannten Perſonen auf die 
Wahldauer der Gemeindevertretung. 

§ 24. 

J. Die zu 88 22 zu Ziff. 2. und 3. genannten Mit- 
glieder der Schuldeputation bedürfen der Beſtätigung 
durch den Senat. Verſagt der Senat die Beſtätigung 
der Wahl in demſelben Erledigungsfall zum zweiten 
Mal, ſo erfolgt die Ernennung durch den Senat. 

II. Die Beſtätigung kann widerrufen werden. 
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8 

1. Die Mitgliedſchaft in der Schuldeputation erliſcht 
für die in § 22 zu Ziff. 1. und 3. Genannten durch 
Verluſt der Mitgliedſchaft im Gemeindevorſtand oder 
der Gemeindevertretung. Die zu 2. und 3. genannten 
Mitglieder können durch Erklärung gegenüber dem Vor⸗ 
ſitzenden der Schuldeputation ihre Mitgliedſchaft jeder⸗ 
zeit niederlegen. 

II. Die beamteten Mitglieder ſcheiden aus, wenn ſie 
vom Amt ſuspendiert werden. 

III. Die Erſatzwahl hat unverzüglich zu erfolgen. 

8.26. 

Der Vorſitzende der Schuldeputation und ihre Ge⸗ 
ſchäftsführung wird nach den Vorſchriften über die 
ſtädtiſchen Verwaltungsausſchüſſe (S 59 der Städteord⸗ 
nung, $ 24 des Geſetzes vom 9. 10. 23 — G. Bl. S. 
1037 ff.) beſtimmt, ſoweit ſich nicht aus dieſer Verord⸗ 
nung etwas anderes ergibt. 


8 27. 

Ausländer können nicht Mitglieder der Schuldeputa⸗ 
tion ſein. Eine Vertretung in der Mitgliedſchaft der 
Schuldeputation iſt für die in $ 22 zu Ziff. 2. und.. 
Genannten nur nach vorheriger Zuſtimmung des Senats 
zuläſſig. i N 0 55 


1. Die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten der 
Volks⸗ und Mittelſchule, Vertretung der Schule nach 
außen, Verwaltung des Schulvermögens uſw. liegt in 
den Orten, in denen eine Schuldeputation beſteht, un⸗ 
beſchadet des ſtaatlichen Aufſichtsrechts dem Gemeinde⸗ 
vorſtand ob. Die Schuldeputation hat hierbei die recht⸗ 
liche Stellung eines ſtädtiſchen Verwaltungsausſchuſſes. 
Die Gemeindevertretung wirkt mit, ſoweit ſie nach den 
Gemeindeverfaſſungsgeſetzen mitzuwirken hat. (Geneh⸗ 
migung des Haushaltsplans und dergl.). 

II. Außer den Befugniſſen eines Verwaltungsaus⸗ 
ſchuſſes hat die Schuldeputation die Befugniſſe, die 
ihr von der Schulaufſichtsbehörde beſonders übertragen 
ſind. Soweit ihr ſolche Befugniſſe übertragen ſind, 
unterſteht ſie lediglich dem Senat. 

§ 29. 

Soweit die beſtehenden Schuldeputationen nicht den 
Vorſchriften dieſer Verordnung entſprechen, ſind ſie 
nach näherer Anordnung des Senats neu zu bilden. 


III. Volksſchullehrer. 


30. 

1. Die Gehälter der Volksſchullehrer trägt der Staat, 
ſoweit dies durch die Verordnung vom 20. Auguſt 1929 
(G. Bl. S. 125) beſtimmt iſt. Der Senat entſcheidet im 
Rahmen des Haushaltsplanes über die Errichtung oder 
das Eingehen von Lehrerſtellen und Volksſchulen und 
zwar, wenn es ſich um das Eingehen einer mit einem 
Kirchenamt organiſch verbundenen Lehrerſtelle handelt, 
im Einvernehmen mit der Kirchenbehörde. 

II. Die Gemeinden haben die Verſetzungskoſten der 
an die Schulen ihres Bezirks berufenen Lehrer, ſoweit 
ſie tatſächlich entſtanden ſind, bis zur Höhe der in den 
Umzugskoſtenbeſtimmungen vorgeſehenen Beträge zu tra⸗ 
gen. Der zu erſetzende Betrag wird im Streitfalle vom 
Senat feſtgeſetzt. Der Senat hat der Gemeinde eine 
angemeſſene Beihilfe zu gewähren, wenn der zu erſtat⸗ 
tende Koſtenbetrag die Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde 
überſteigt. Bei Verſetzungen im Intereſſe des Dienſtes 
trägt der Staat die Koſten allein. Das gleiche gilt 
für Umzugskoſten bei Berufungen von Lehrern aus dem 
Auslande. 


Bra. 

1. Die Volksſchullehrer werden vom Senat ernannt, 
in den Städten hat indeſſen der Gemeindevorſtand nach 
Anhörung der Schuldeputation das Vorſchlagsrecht für 
endgültig anzuſtellende Lehrer. 

Il. Die auf Herkommen, Ortsſatzung und dergleichen 
beruhenden Vorſchriften über die Berufung von Volks⸗ 
ſchullehrern werden hiermit aufgehoben. 

III. Vertreter für eine Lehrerſtelle werden vom Se⸗ 
nat berufen. 


8 32. 
T. Das in 8 31 Abſ. I gewährte Vorſchlagsrecht er⸗ 
liſcht, wenn es innerhalb 3 Monaten nach Aufforderung 


181755 den Senat von den Berechtigten nicht ausgeübt 
wird. 

II. Der Senat kann die Ernennung des Vorgeſchlage⸗ 
nen ablehnen. Er hat in dieſem Falle dem Gemeinde⸗ 
vorſtand ſeine Entſcheidung mitzuteilen und ihn aufzu⸗ 
fordern, innerhalb 3 Monaten einen anderen Bewerber 
vorzuſchlagen. Lehnt der Senat auch die Ernennung 
dieſes Vorgeſchlagenen ab, ſo erfolgt die Ernennung 
durch den Senat, ohne nochmalige Befragung des Vor⸗ 
ſchlagsberechtigten. 

III. Das Vorſchlagsrecht ruht, wenn die Beſetzung 
einer Stelle durch einen Lehrer erfolgt, der im Intereſſe 
des Dienſtes von ſeiner bisherigen Stelle verſetzt wer⸗ 
den mußte. = a 


8 
Iſt mit dem Schulamt ein Kirchenamt organiſch ver⸗ 
bunden, ſo hat der Senat vor der Ernennung die 
Zuſtimmung der Kirchenbehörde für den in Ausſicht 
genommenen Bewerber einzuholen. 


8 34. 

Als Volksſchullehrer im Sinne dieſer Verordnung 
gelten neben den Volksſchullehrern und Volksſchullehre⸗ 
rinnen auch die Konrektoren (innen), Hauptlehrer (innen), 
Rektoren (innen) an Volks⸗ und Hilfsſchulen. 

IV. Schulbezirk, Schulunterhaltung. 
. 5 

1. Der Bezirk einer Schule, der ſich über den Bezirk 
einer Gemeinde hinaus erſtreckt, wird unbeſchadet der 
Vorſchrift des Artikel 104 Abſ. 1 Satz 2 der Verfaſ⸗ 
ſung durch Vereinbarung der beteiligten Gemeinden 
nach Anhörung aller beteiligten Schulvorſtände gebil⸗ 
det. Das gleiche gilt für die Veränderung eines beſte⸗ 
henden Schulbezirks. Bildung und Veränderung eines 
Bezirks bedarf der Beſtätigung durch den Senat. 

II. Kommt eine Vereinbarung über Bildung oder 
Veränderung eines beſtehenden Bezirks nicht zuſtande, 
ſo kann die Bildung oder Veränderung eines Schulbe⸗ 
zirks durch Anordnung des Senats erfolgen. 

III. Es iſt zuläſſig, daß die Bezirke zweier benach⸗ 
barter Schulen zwecks gemeinſamer Verwaltung zu ei⸗ 
nem Verbande zuſammengeſchloſſen werden. Die Vor⸗ 
ſchriften des Abſ. 1 und 11 finden in dieſem Falle 
entſprechende Anwendung. 


9 

J. Die Schulen werden, ſoweit nicht der Staat nach 
§ 30 die Gehälter der Volksſchullehrer trägt, lediglich 
von der Gemeinde bezw. den Gemeinden ihres Bezirks 
unterhalten. Die Schulen bleiben indeſſen auch ferner 
in unbeſchränkter Nutznießung der dem Schulzweck ge⸗ 
widmeten Gegenſtände, ſoweit ihnen bisher die Nutznie⸗ 
Bung zuſtand. ö 

II. Die Anſprüche der Schulen gegen Stiftungen und 
Körperſchaften öffentlichen Rechts auf Grund eines be⸗ 
ſonderen Rechtstitels bleiben unberührt. Das gleiche 
gilt für die Anſprüche der Schulen und Organiſten 
gegen Körperſchaften öffentlichen Rechts bei einem ver⸗ 
einigten Schul⸗ und Kirchenamt. ö 

III. Die im Abf. Il genannten Anſprüche können 
auf Antrag eines Beteiligten abgelöſt werden. Das 
Verfahren und die Grundſätze der Ablöſung regelt der 
Senat. 8 N 

IV. Im Falle der Trennung eines vereinigten Schul⸗ 
und Kirchenamtes werden die Rechtsverhältniſſe des 
zum vereinigten Amte gehörigen Vermögens durch eine 
zwiſchen den Beteiligten mit Genehmigung des Senats 
und der Kirchenbehörde zu treffende Vereinbarung ge⸗ 
regelt. Mangels einer ſolchen Vereinbarung entſcheiden 
über die Privatrechte die ordentlichen Gerichte, über die 
Frage der Schulunterhaltung die Verwaltungsgerichte 
nach Maßgabe der Vorſchriften der SS 18 ff. dieſer 
Verordnung. 

8 37. | 

Gehören zum Bezirk einer Schule mehrere Gemein⸗ 
den, ſo verteilen ſich die Schullaſten auf die Gemeinden 
nach dem Verhältnis der Haushaltungen, die zu dem 
Bezirk der Schule gehören. Führt dieſe Verteilung 
der Schullaſten zu einer Unbilligkeit, ſo kann der Senat 
auf Antrag eines Beteiligten eine andere Verteilung 
anordnen. i 
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; 198, | 
‚Die Schullaſten werden innerhalb einer Gemeinde 
wie die übrigen Gemeindelaſten aufgebracht. 


N 39. 

Die Verordnung tritt 2 Wochen nach der Verkündung 
in Kraft. Der Senat erläßt die zur Durchführung der 
Verordnung erforderlichen Anordnungen. 

Danzig, den 13. Mai 1932. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


% Ila 4— 2. Dr. Wiereinski⸗Keiſer. Dr. Winderlich. 


Zur Durchführung der 

Rechtsverordnung zur Regelung der äußeren An⸗ 
gelegenheiten der Volksſchulen vom 13. 5. 1932 

J Geſ. Bl. S. 247 IR. 

wird auf Grund von $ 39 der genannten Verordnung 
folgendes beſtimmt: 

Durch Aufhebung der Schulordnung vom 11. Dezem⸗ 
ber 1845 iſt auch die Verordnung zur Ergänzung von 
5 17. Juni 1894 
§ 31 der Schulordnung vom 1 i 1090. 
Staatsanz. S. 413 Teil 1 — außer Kraft geſetzt. 
Die auf Grund der bisher geltenden Beſtimmungen 
gewählten Mitglieder des Schulvorſtandes behalten in⸗ 
deſſen ihr Amt, bis eine Neuwahl von Einwohnern 
(— 8. 3 Ziff. 3 der Rechtsverordnung —) erfolgt und 
beſtätigt iſt (ogl. $ 5, III der Rechtsverordnung). 

Mit Rückſicht auf die im Herbſt ſtattfindenden Neu⸗ 
wahlen der Gemeindevertretungen iſt von einer Neu⸗ 
wahl von Einwohnern zu Mitgliedern des Schulvor⸗ 
ſtandes abzuſehen, wenn ihre Wahlperiode auf Grund 
17 bisherigen Beſtimmungen abläuft oder abgelaufen 
f 


Falls aus anderen Gründen eine Erſatzwahl von 
Schulvorſtandsmitgliedern erforderlich iſt, hat die Wahl 
nur für die Dauer der Wahlperiode der gegenwärtigen 
Gemeindevertretung zu erfolgen. 
Danzig, den 14. Mai 1932. 

Der Senat, 
Abteilung für Wiſſenſchaft, Kunſt, Volksbildung 

und Kirchenweſen. 


Dr. Wiereinski⸗Keiſer. Dr. Winderlich. 
Veröffentlicht. 


Tiegenhof, den 28. Mai 1932. 
Der Landrat. 


— 


In allen Gemeinden, in denen die Gemeindegeſchäfte 
einem Staatskommiſſar übertragen worden find; hat 
der Staatskommiſſar anſtelle des Gemeindevorſtehers 
dem Schulvorſtand anzugehören. 

Danzig, den 27. Mai 1932. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

Abteilung für Wiſſenſchaft, Kunſt, Volksbildung 

5 und Kirchenweſen. 
gez. Dr. Zaeſchmar. 


u — — — — 


Veröffentlicht. 
Tiegenhof, den 2. Juni 1932. 
Der Landrat. 


Schweinepeſt. 
Die Schweinepeſt unter dem Schweinebeſtand der 
Molkereigenoſſenſchaft Tiegenort iſt erloſchen. 
Tiegenhof, den 2. Juni 1932 
f Der Landrat. 


Rotlauf. 

Unter dem Schweinebeſtand des Herrn Hofbeſitzers 
E. Wiebe in Lindenau iſt amtstierärztlich der Aus⸗ 
bruch von Rotlauf feſtgeſtellt worden. 2 

Tiegenhof, den 7. Juni 1932 

Der Landrat. 


Nr. 4. 


NE 


— 


Nr. 5. f 
Jagdſcheine. 


Im Monat Mai iſt ein Jahresjagdſchein für den 
nachſtehend Genannten ausgeſtellt worden: 
Landwirt Max Volkmann aus e e. 
Tiegenhof, den 1. Juni 1932. 
Der Landrat. 


FCC 


Aufenthaltsermittelung. 


Der e Tiſchlerlehrling Wilhelm Rei: 
necke, geb. 26. 5. 1914 in Dortmund, zuletzt wohnhaft 
in Zoppot, Pommerſcheſtraße 28, hat am 20. 4. 1932 
ſeine Lehrſtelle verlaſſen, und ift fein jetziger Aufent⸗ 
halt nicht bekannt. 

Die Ortsbehörden und Landjägereiämter werden hier⸗ 
mit erſucht, nach Reinecke Ermittelungen zu machen und, 
falls er ermittelt werden ſollte, ſeine Rückführung zu 


Nr. 


dem Tiſchlermeiſter Auguſt Mülbradt in Zoppot, Pom⸗ 


merſcheſtraße 28, zu veranlaſſen, ſowie hiervon zum 
Geſchäftszeichen K. A. II 2369 hierher zu be⸗ 
richten. 
Tiegenhof, den 4. Juni 1932. 
Der Kreisausſchuß des Kreiſes Gr. Werder. 
Kreisjugendamt. 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


— nn — 


Feuerlöſchkoſtenverſicherung. 


Wiederholt haben ſich Gemeinden mit der Bitte 
an die Danziger Feuerſozietät gewendet, die durch Her⸗ 
anziehung auswärtiger Feuerſpritzen entſtandenen 
Koſten zu übernehmen, die bei Anforderung von Motor⸗ 
ſpritzen u. U. recht erheblich ſein können. 

Die Feuerlöſchkoſten ſind bekanntlich öffentliche Laſten 
und von den Gemeinden zu tragen. 

Da die der Danziger Feuerſozietät zur Verfügung 
ſtehenden Mittel zur Verbeſſerung und zum Ausbau des 
Feuerſchutzes Verwendung finden müſſen, iſt die Ueber⸗ 
nahme der Koſten für Löſchhilfe nicht mehr möglich. 
Die Sozietät hat daher vor Jahresfriſt die Feuerlöſch⸗ 
koſtenverſicherung eingeführt und jeder Gemeinde emp⸗ 
fohlen, ſich durch Abſchluß dieſer Verſicherung den 
Rechtsanſpruch auf Erſtattung der Feuerlöſchkoſten nach 
Maßgabe des Verſicherungsvertrages zu ſichern. Der 
Jahresbeitrag iſt gering und auch in der heutigen 
Notzeit tragbar. Wir empfehlen nochmals dringend 
den Abſchluß der Verſicherung. Anträge und Anfragen 
bitten wir an unſere örtlichen Bezirkskommiſſare oder 
unmittelbar an uns zu richten. 


Danzig, im Juni 1932. 
Der Vorſtand der Danziger Feuerſozietät. 
Kanski. 


Bekanntmachung. 

Die Sprechſtunden in der Steuerhilfsſtelle Tiegenhof 
finden bis zum 18. Juni 1932 von 8—12 Uhr vor⸗ 
mittags ſtatt. 

Tiegenhof, den 8. Juni 1932. 

Steueramt II. 


Formularverlag. 


Folgende Formulare ſind am Lager: 
Abteilung G. 


Nr. 1. Einladungen zur Gemeindeſitzung. 

Nr. 2. . über die Einladung zur Ge⸗ 
meindeſitzun 

Nr. 3. Beglaubigte Mbſchrift des Protokolls einer Ge⸗ 
meindeſitzung. 

Nr. 4. Feſtſtellungsbeſchluß der Gemeinderechnung. 

Nr. 5. Vernehmung eines Hilfsbedürftigen zur Er⸗ 


mittelung des Unterſtützungswohnſitzes. 


6. 


6b. 


12 


‚sb. 
14. 


144. x. Bahfungatife über Kleinrentner⸗Unterſtützung. 


. Ueberweiſungsbeſch 
. Abſchrift des „ und Ueberwei⸗ 


28. 


Anfrage über die Aufenthaltsverhältniſſe ei⸗ 
nes Hilfsbedürftigen. 


. 6a. Rechnungen für auswärtige Armenverbände. 


Rechnungen für den Landarmenverband. 
Bekanntmachung über die Art der Jagdver⸗ 
pachtung, über die Auslegung der Pachtbedin⸗ 
gungen, und über die Anberaumung des Ver⸗ 
pachtungstermins. 

Jagdpachtbedingungen. 
Bietungsverhandlungen über Jagdverpachtung. 
Jagdpachtvertrag. 

Antrags⸗ und Fragebogen auf Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung. - 
ra en über Aufwendungen für Erwerbs⸗ 
oſe 

Antrag auf Kleinrentnerunterſtützung. 
e über Aufwendung für Kleinrent⸗ 


Steuerzettel u. Quittungsbuch über Gemeinde⸗ 
ſteuern. 


. Mahnzettel. 


Oeffentliche Steuermahnung. 

Erſuchen an eine andere Gemeinde um Vor⸗ 
nahme einer Zwangsvollſtreckung. 
Pfändungsbefehl. 

Zuſtellungsurkunde. 

Pfändungsprotokoll. 

Pfändungsprotokoll b. fruchtloſem Pfändungs⸗ 
verſuch. 

Verſteigerungs protokoll. 

Zahlungsverbot. luß. 

u 


ſungsbeſchluſſes an den Schuldner. 
Benachrichtigung an den Schuldner über den 
Zuſtellungstag des Zahlungsverbotes. 


Sa. Bla des Zahlungsverbotes an den Gläu- 


„29. 
. 29a. Abſchrift des vorläufigen Zahlungsverbotes an 


ger 
Vorläufiges Zahlungsverbot. 


den Schuldner. 
Melderegiſter. 


. Abmeldeſchein. 


Anmeldeſchein. 


. 32a. Zuzugsmeldung. 
. 32b. Fortzugsmeldung. 
. 32c. Fremdenmeldezettel. 


.35. Urliſten für Schöffen oder Geſchworene. 
. 36a. Aerztl. Behandlungsſchein für Kriegshinter⸗ 
bliebene. 
36b. Jahn RUN für Kriegshinterblie⸗ 
bene. 
Abteilung A. 
I Antrag auf Austellung eines Waffenſcheines. 
3. Zeugnis zur Erlangung des Armenrechts. 
4. Amtliche Nachrichten zur Aufnahme eines Gei⸗ 
ſteskranken uſw. in eine Anſtalt. 
5. Aerztl. Nachrichten über einen Geiſteskranken 
uſw. 
6. Antrag auf Erteilung eines Wandergewerbe⸗ 
ſcheines. 
7. Perſonalbogen für den Antragſteller des Wan⸗ 
dergewerbeſcheines. 
8. Perſonalbogen für die Begleitperſon. 
9. Behördl. Beſcheinigung über den Antragſteller. 
. 10. Kataſterblatt für die gewerbliche Anlage. 
11. Führungsatteſt. 
12. Strafverfügung. 
13. Web e Vernehmung. 
14. Genehmigung zur Veranſtaltung einer Tanz⸗ 
luſtbarkeit. 
15. Vorladung zur Vernehmung. 
16. Urſprungszeugnis zur Einfuhr von Pferden 
nach Deutſchland. 
. 16a. Urſprungszeugnis (für Märkte). 
17. Strafaktenbogen. 
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.18. Paßverlängerungsſchein. 

r. 18a. Unfallanzeigen. 
19. Unfallunterſuchungs⸗ Verhandlungen. 
20. Bauerlaubnis. 

. 20a. Todesbeſcheinigung. 

r. 21. Beerdigungsſchein. 

23 Haushaltsplan des Amtsbezirks. 


nung. f 

Für Schiedsmänner: 
. Vorladung für den Kläger. 
. Vorladung für den Verklagten. 
. Atteſt. 


Die Herren Amts⸗ und Gemeindevorſteher werden 
gebeten, bei Beſtellung ſtets die Abteilung und Nummer 
anzugeben. 


R. Pech & W. Richert, Neuteich. 


Beſchluß betr. Prüfung der Amtskaſſenrech⸗ 
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Acgagagaagaggaggagaaaggaagggagggggggggggggaggagggggggggagagaggaggagaaganag 
„Laß Druckſachen werben, 

Dann haſt Du lachende Erben!“ 

Moderne 


Gh 


liefert preiswert 


Buchdruckerei R. Pech & Richert, Neuteich. 
UT 


Inſerieren bringt Gewinn! 
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